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710 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXVIII. GP 

Berichtigte Fassung vom 12. November 2026 

Bericht 
des Umweltausschusses 

über die Regierungsvorlage (657 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Altbatteriengesetz erlassen und das Abfallwirtschaftsgesetz 2002 geändert wird (EU-
Batterienverordnung Begleitgesetz – BattBegG)  

Ab 18. August 2025 ist das Kapitel VIII der Verordnung (EU) 2023/1542 vom 12. Juli 2023 über 
Batterien und Altbatterien, zur Änderung der Richtlinie 2008/98/EG und der Verordnung 2019/1020 und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2006/66/EG, Abl. Nr. L191 vom 28. 07.2023 S 1 (EU-Batterienverordnung) 
anzuwenden. 
Diese EU-Verordnung soll eine Harmonisierung der Regelungen betreffend Batterien in Europa 
bewirken, dies erfolgt allerdings nicht lückenlos. Die Verordnung ermöglicht es den Mitgliedstaaten in 
vielerlei Hinsicht, nationale Besonderheiten abzubilden. Vgl. zB Art. 60 Abs. 7. 
Da die EU-Batterienverordnung die abfallwirtschaftlichen Vorgaben nicht umfassend regelt und zudem 
ermöglicht bewährte nationale Strukturen aufrechtzuerhalten, wird der daraus resultierende nationale 
Anpassungsbedarf in diesem EU-Batterienverordnung-Begleitgesetzes geregelt, in dem auch 
Anpassungen im Abfallwirtschaftsgesetz 2002 samt ergänzender Strafbestimmungen enthalten sind. 

Regelungsbereiche 

 
Einerseits verlangt die EU-Verordnung selbst einige Festlegungen, die die Mitgliedstaaten zu treffen 
haben. Insbesondere das Benennen von zuständigen Behörden oder das Festlegen von Sanktionen bei 
Verstößen gegen die EU-Verordnung werden zwingend vorgeschrieben. Dazu kommen zahlreiche 
Möglichkeiten, die einem Mitgliedstaat eingeräumt werden, und die im Rahmen dieses Gesetzes 
ausgeschöpft werden sollen. Zu nennen ist hier beispielsweise die Festlegung einer Teilnahmepflicht an 
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einem Sammel- und Verwertungssystem für die jeweiligen Batteriekategorien. Dafür soll ein eigenes 
Batterienbegleitgesetz zur Umsetzung ergehen (Artikel 1).  
Weiters ist ein Anpassen von Vorgaben im AWG 2002 wie zB die Definition des Herstellers, die nun in 
der EU-Verordnung geregelt werden, erforderlich (Artikel 2).  
Ein weiterer Bereich ist die Abgleichung von Pflichten zur Lagerung, Sammlung und Behandlung von 
Altbatterien, die schon bisher in der österreichischen Abfallbehandlungspflichtenverordnung geregelt 
waren und die im Rahmen einer Novelle dieser Verordnung zusammengeführt werden sollen.  
Vorrangiges Ziel dieses Gesetzes ist es auch, die bestehenden, gut funktionierenden Strukturen, wie 
insbesondere die auf Basis der österreichischen Batterienverordnung errichteten und bestehenden 
Sammel- und Verwertungssysteme im Bereich der Altbatterien, die bestehende Sammlung, insbesondere 
im kommunalen Bereich von Gerätealtbatterien, die durch die Elektroaltgerätekoordinierungsstelle 
jahrzehntelang bewährte Abholkoordinierung (mit der eine marktgerechte Aufteilung der gesammelten 
Altbatterien auf die Sammel- und Verwertungssysteme sichergestellt wird) über den 18. August 2025 
hinaus aufrecht zu erhalten.  
Dazu sollen die erforderlichen und nicht in der EU-Batterienverordnung geregelten und derzeit in der 
österreichischen Batterienverordnung geregelten Bereiche in das Batterienbegleitgesetz übernommen 
werden. Das betrifft insbesondere Vorgaben zur getrennten Sammlung und der Abholkoordinierung von 
kommunalen Sammelstellen, Vorgaben betreffend Sammel- und Verwertungssysteme sowie Regelungen 
betreffend die Bestellung von Bevollmächtigten. Auch die bewährte Regelung betreffend Verpflichtungen 
von gewerblichen Importeuren, die zum Eigengebrauch Batterien importieren (Eigenimporteure) soll 
weitergeführt werden.  
Zulässigkeit der nationalen Regelung  
Neben der von der EU-Batterienverordnung geforderten Festlegungen (zB Behörden, Sanktionen) lässt 
diese Regelungen den Mitgliedstaaten in vielen Fragen nationale Spielräume. Das kann sogar dazu 
führen, dass in einigen Bereichen Bestimmungen der EU-Batterienverordnung in die nationalen 
Rechtsvorschriften übernommen werden können, insbesondere, wenn dies zur Wahrung der inneren 
Logik und Kohärenz der nationalen Rechtsordnung erforderlich ist.  
Die Mitgliedstaaten müssen sicherstellen, dass die nationalen Rechtsvorschriften nicht im Widerspruch 
zur EU-Batterienverordnung oder zu den Artikeln des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union stehen, auf denen die jeweiligen Artikel der EU-Batterienverordnung beruhen. Der Entwurf wurde 
der Europäischen Kommission und den anderen Mitgliedstaaten notifiziert.  
Die Artikel 54 bis 76 der EU-Batterienverordnung (Bewirtschaftung von Altbatterien) stützen sich auf 
Artikel 192 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, der es den 
Mitgliedstaaten ermöglicht, über die Bestimmungen auf EU-Ebene hinauszugehen, sofern bestimmte 
Bedingungen erfüllt sind. Auch in Erwägungsgrund 12 der EU-Batterienverordnung wird diese 
Rechtsgrundlage für die Bewirtschaftung von Altbatterien hervorgehoben. 
Erweiterte Produzentenverantwortung (EPR)  
Nach Auskunft der EU-Kommission muss die bestehende Rechtslage im AWG 2002 in den Fällen, in 
denen es aus Gründen der Kohärenz und Lesbarkeit erforderlich ist, nicht aufgehoben werden, sofern 
einzelne Bestimmungen der EU-Batterienverordnung hinzugefügt werden, um sicherzustellen, dass die 
nationalen Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen der Herstellerpflichten der EU-
Batterienverordnung übereinstimmen.  
Klar ist, dass nationale Regelungen für Batterien in Elektro- und Elektronikgeräten weiterhin im Einklang 
mit der Richtlinie 2012/19/EU über Elektro- und Elektronik-Altgeräte und den nationalen Regelungen für 
Elektro- und Elektronik-Altgeräte stehen müssen. 
Sanktionen 
Gemäß Artikel 93 der EU-Batterienverordnung legen die Mitgliedstaaten die Sanktionen fest, die bei 
Verstößen gegen diese Verordnung zu verhängen sind, und treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um 
deren Durchsetzung zu gewährleisten. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig 
und abschreckend sein. Artikel 93 sieht ferner vor, dass die Mitgliedstaaten der Kommission diese 
Vorschriften und Maßnahmen unverzüglich mitteilen und ihr jede spätere Änderung dieser Vorschriften 
und Maßnahmen unverzüglich mitteilen.  
Bestehende Österreichische Batterienverordnung  
Die Verordnung über die Abfallvermeidung, Sammlung und Behandlung von Altbatterien  
und -akkumulatoren (Batterienverordnung), BGBl. II Nr. 159/2008 in der Fassung BGBl. II Nr. 
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311/2021, die zur Umsetzung der EU BatterienRL 2006/66/EG ergangen ist, soll mit Inkrafttreten dieses 
Gesetzes außer Kraft gesetzt werden. 
 
Der Umweltausschuss hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 5. November 2026 
in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich im Anschluss an die Ausführungen des 
Berichterstatters Abgeordneter Franz Hörl die Abgeordneten Klaus Mair, Mag. Harald Schuh,  
Dr. Elisabeth Götze, Ines Holzegger sowie der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Klima- 
und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft Mag. Norbert Totschnig, MSc. 
 
Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf mit Stimmenmehrheit 
(dafür: V, S, N, G, dagegen: F) beschlossen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Umweltausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf (657 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 2026 11 05 

 Franz Hörl Mag. Lukas Hammer 
 Berichterstattung Obmann 
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